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Bei der Unterteilung und der Vereinigung von 
Wohnungseigentumsrechten desselben Eigentümers fehlt 
es ebenfalls am Wechsel der Inhaberschaft eines ding-
lichen Rechts. Eine Quotenänderung der Miteigentums-
anteile verschiedener Wohnungseigentumseinheiten dessel-
ben Wohnungs eigentümers muss ebenfalls zustimmungs-
frei sein (so auch Palandt/Bassenge, § 12 WEG Rn. 4; 
für Zustimmungsfreiheit im Fall der Veränderung der 
Zuweisung von Sondereigentum zwischen mehreren 
Einheiten desselben Eigentümers OLG Celle MittRhNotK 
1981, 196). 

Zuletzt spricht auch der Schutzzweck der Vorschrift des 
§ 12 WEG dagegen, eine Zustimmung zu verlangen. 
Denn die Änderung der Miteigentumsanteile desselben 
Wohnungseigentümers hat auf das Stimmrechtsverhältnis, 
die Kostentragungspflichten und die Schuldner der Beiträge 
keinen Einfluss. Darauf stellt z. B. auch das OLG Karlsruhe 
(DNotZ 2013, 122; ebenso Bärmann/Suilmann, § 12 Rn. 4; 
Müller, 4. Teil Rn. 5) ab, das eine Zustimmung als 
entbehrlich ansieht, wenn eine Erbengemeinschaft das 
Wohnungseigentum auf sämtliche Miterben zu Bruchteilen 
überträgt. Sowohl die einzelnen Miterben als auch die 
Bruchteilseigentümer haften gesamtschuldnerisch, 
sodass sich an der Person des Schuldners und dessen 
Haftungsumfang gegenüber der Gemeinschaft nichts än-
dert, selbst wenn das Beteiligungsverhältnis innerhalb der 
Gemeinschaft quotenmäßig anders ausgestaltet ist. 

3. Ergebnis
Die Veräußerungsbeschränkung dürfte daher nicht einschlä-
gig, eine Verwalterzustimmung mithin nicht erforderlich 
sein.

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit Titel-
schlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls für 
die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

BGB §§ 492 Abs. 4, 167, 128, 129 
Anforderungen an eine notariell beglaubigte General-
vollmacht bei Abschluss eines Verbraucherdarlehens-
vertrages
Abruf-Nr.: 143885

BeurkG § 13; BGB § 1365 
Fehlende Unterschrift eines formell Urkundsbeteiligten; 
Zustimmung des Ehegatten zu einem Verpflichtungsge-
schäft des erwerbenden Ehegatten
Abruf-Nr.: 143802

MaBV § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3, S. 4; BGB § 632a Abs. 3 
Keine Sicherstellung der Lastenfreistellung durch 
Global-Freigabeversprechen der den Bauträger fi-
nanzierenden Gläubigerin für sämtliche Erwerber; 
Abhängigmachung des Freigabeversprechens von der 
Vereinbarung bestimmter objektbezogener Kaufpreise; 
unaufgeforderte Übersendung der Sicherheit gem. 
§ 632a Abs. 3 S. 1, Abs. 4
Abruf-Nr.: 142668
MaBV § 3; BGB §§ 307, 309, 765 ff. 
Sicherung des Vergütungsanspruchs des Bauträgers 
mittels einer vom Erwerber zu stellenden Bürgschaft

Abruf-Nr.: 142828

BGB §§ 275 Abs. 1, 372, 566, 928, 1973, 1975, 1989; 
InsO §§ 11 Abs. 2 Nr. 2, 103, 108, 110, 315 ff. 
Wirkungen der Eröffnung eines Nachlassinsolvenz-
verfahrens auf Mietverhältnisse, bei denen die Erben 
Vermieter sind; Freigabe des Grundstücks durch den 
Insolvenzverwalter; Wirkungen der Aufgabe des Eigen-
tums durch die Erben
Abruf-Nr.: 136033

SGB II §§ 9 Abs. 2, 11 ff.; BKGG § 6a; BGB 
§§ 2205 ff., 138 Abs. 1
Auswirkungen der Dauertestamentsvoll-
streckung auf Verwertbarkeit von Vermögen 
i. S. d. Sozialrechts; keine Sittenwidrigkeit der 
Anordnung von Dauertestamentsvollstreckung

1. Bei ererbtem Vermögen handelt es sich nicht um 
„bereite Mittel“ im sozialrechtlichen Sinne, wenn eine 
Dauertestamentsvollstreckung der Verwertung des 
Vermögens entgegensteht.

2. Die Anordnung einer Dauertestamentsvollstreckung 
ist im Falle einer „rein gewillkürten Erbeinsetzung“ 
nicht sittenwidrig. (Leitsätze der DNotI-Redaktion)

BSG, Urt. v. 17.2.2015 – B 14 KG 1/14 R

Problem
Das Testament des Erblassers enthält die Anordnung einer 
Testamentsvollstreckung mit folgender Maßgabe: 

„Der Testamentsvollstrecker soll … [der Erbin] und 
ihrem Kind nach Möglichkeit aus den Früchten des 
Vermögens dauerhafte Zuwendungen sichern. Er soll ver-
suchen, den Stamm des ererbten Vermögens zu erhalten. 
Ist dies nach seinem freien Ermessen untunlich, soll er 
das ererbte Vermögen in angemessenen, seiner freien 
Ermessensentscheidung unterliegenden Raten an die Erbin 
auszahlen.“ 

Die Erbin, die in keiner verwandtschaftlichen Beziehung 
zum Erblasser stand, begehrt die Gewährung eines 
Kinderzuschlags nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG). Der Erbfall ist nach der Stellung eines entspre-
chenden Antrags eingetreten. Die Behörde hat den Antrag 
abgelehnt und dies u. a. damit begründet, dass die Erbin 
nach dem Anfall des Erbes nicht mehr hilfebedürftig sei. 
Die hiergegen gerichtete Klage blieb in den Vorinstanzen 
erfolglos. Nach Auffassung der Vorinstanzen ist die 
Anordnung der Testamentsvollstreckung sittenwidrig; die 
zum Behinderten-Testament entwickelten Grundsätze lie-
ßen sich nicht auf den vorliegenden Sachverhalt übertra-
gen. Außerdem stehe die Dauertestamentsvollstreckung der 
Verwertbarkeit nicht entgegen, weil nach dem Testament 
das Erbe in angemessenen Raten ausgezahlt werden dürfte.

Rechts pre chung
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Entscheidung
Die Revision vor dem BSG hatte Erfolg. 

Rechtsgrundlage für den Anspruch auf den Kinderzuschlag 
ist § 6a BKGG. Voraussetzung hierfür ist die 
Hilfebedürftigkeit des Antragstellers (BSG, Urt. v. 
14.3.2012 – B 14 KG 1/11 R, BeckRS 2012, 71604). 
Ob ein Antragsteller hilfebedürftig ist, hängt von seinem 
Einkommen und Vermögen ab (vgl. §§ 11-13 SGB II). 
Einkommen ist alles, was jemand nach Antragstellung 
erwirbt. Zum Vermögen gehören die Mittel, die der 
Antragsteller vor Antragstellung bereits hatte. Maßgeblich 
ist der tatsächliche Zufluss, es sei denn dass rechtlich ein 
anderer Zufluss bestimmt wird (vgl. bereits BSG NJOZ 
2012, 1711, Tz. 19). Bei einem Erbfall erfolgt der Zufluss 
bereits mit dem Eintritt der Gesamtrechtsnachfolge (vgl. 
bereits BSG NJOZ 2012, 1711, Tz. 20). Da im vorliegen-
den Fall die Gesamtrechtsnachfolge erst nach der ersten 
Antragstellung eingetreten war, handelte es sich bei der 
Erbschaft um Einkommen. 

Das Erbe kann ungeachtet der Einordnung als Einkommen 
oder Vermögen jedoch nur berücksichtigt werden, wenn es 
sich bei ihm um „bereite Mittel“ handelt. Hierbei kommt 
es entscheidend auf die Frage an, ob das Einkommen 
bzw. Vermögen verwertbar ist. Vermögensgegenstände 
sind nicht verwertbar, wenn für sie in absehbarer Zeit 
kein Käufer zu finden sein wird und keine andere 
Verwertungsmöglichkeit ersichtlich ist. Entscheidend ist 
eine auf den Bewilligungszeitraum zu erstellende Prognose 
(vgl. bereits BSG ZEV 2013, 97, Tz. 15). 

Nach Auffassung des BSG kann der Verwertbarkeit die 
angeordnete Dauertestamentsvollstreckung entgegenste-
hen. Der Erbe kann über den vom Testamentsvollstrecker 
verwalteten Nachlass nicht verfügen (§§ 2205 S. 1, 2211 
Abs. 1 BGB). Die Gläubiger des Erben können sich 
nicht an die Nachlassgegenstände halten (§ 2214 Abs. 1 
BGB). Anordnungen des Erblassers können auf Antrag 
des Testamentsvollstreckers oder eines anderen Beteiligten 
vom Nachlassgericht außer Kraft gesetzt werden, wenn 
ihre Befolgung den Nachlass erheblich gefährden würde 
(§ 2216 Abs. 2 S. 1 u. 2 BGB). Der Erbe kann ein bestimm-
tes Verhalten des Testamentsvollstreckers nur mit einer 
Klage erzwingen.

Im vorliegenden Fall hat das BSG entschieden, dass die 
Erbin gegen den Testamentsvollstrecker keinen gesicher-
ten Anspruch auf einen bestimmten monatlichen Betrag 
und erst recht nicht auf den Nachlassstamm hat. Der Erbin 
stünden nur die Früchte des Nachlasses als bereite Mittel 
zur Verfügung, nicht aber das gesamte Vermögen. 

Nach Auffassung des BSG folgt aus der Rechtsprechung 
zum Behinderten-Testament (vgl. BGH NJW 1990, 2055 = 
DNotZ 1992, 241) nichts anderes. Die Erbin habe in kei-
ner besonderen Beziehung zur Erblasserin gestanden; 
ihr sei „das Erbe (wohl) nur im Rahmen einer freien 
Entscheidung des E zugedacht“ worden. „Angesichts die-
ser rein gewillkürten Erbeinsetzung der Kl. durch E ist 
nicht zu erkennen, wieso die Dauertestamentsvollstreckung 
wegen eines Verstoßes gegen die guten Sitten zu Lasten 
der öffentlichen Hand nach § 138 BGB anfechtbar sein 
soll. Aber selbst wenn eine Sittenwidrigkeit der Anordnung 
der Dauertestamentsvollstreckung angenommen werden 
sollte, folgt daraus nicht, dass die Kl. zum Zeitpunkt des 
Zuflusses des Erbes über dieses verfügen konnte, weil 

zu diesem Zeitpunkt die Dauertestamentsvollstreckung 
noch bestand. Die Kl. müsste erst die Anordnung der 
Dauertestamentsvollstreckung durch den Erblasser er-
folgreich anfechten“ (Tz. 25 f.; Hervorhebung durch die 
DNotI-Redaktion).

Nach Auffassung des BSG waren im vorliegenden Fall 
weitere Feststellungen zur Frage nötig, ob und in welcher 
Höhe der Testamentsvollstrecker Vermögen an die Erbin 
tatsächlich ausbezahlt hatte. Die Sache wurde deshalb zur 
Entscheidung zurückverwiesen.

Hinweis
Nach Auffassung des BSG hat die Erbin keinen gesicherten 
Anspruch gegen den Testamentsvollstrecker auf bestimm-
te Zahlungen aus dem Vermögensstamm und erst recht 
keinen Anspruch auf die gesamte Erbschaft. Auch wenn 
die Entscheidung des BSG in diesem Punkt recht groß-
zügig ist, empfiehlt die Literatur nach wie vor, bei derart 
weiten Ermessensspielräumen Vorsicht walten zu lassen 
(Tersteegen, ZEV 2015, 487, 488 unter Hinweis auf BGH 
MittBayNot 2013, 390). 

Dass mit der Entscheidung die Diskussion zur Sitten-
widrigkeit von Bedürftigentestamenten beendet ist, ist 
angesichts der kursorischen Aussage des BSG nicht un-
bedingt zu erwarten (vgl. zum Ganzen Dorsel/Perau, 
Kölner Formularhandbuch Erbrecht, 2. Aufl. 2015, Kap. 5 
Rn. 767 f.

M. Blank, Bauträgervertrag, RWS Verlag, 5. Aufl., 
Köln 2015, 373 Seiten, 74,- € 

Fünf Jahre nach der vierten Auflage ist der neue „Blank“ 
jetzt da! Nach wie vor schmücken insgesamt fünfzehn 
Muster einschließlich der dazu gehörigen Erläuterungen 
das Werk – beginnend beim Bauträgervertrag über 
noch nicht fertiggestelltes Wohnungseigentum, über 
Tausch-, Generalübernehmer- und Optionsverträge etc. 
bis zu einem Nachbeurkundungsmuster beim nichtigen 
Vertrag. Eine Revision musste Muster 8 des Handbuchs 
(Tausch mit Bauträger) erfahren, dem jetzt wegen der 
BFH-Entscheidung v. 19.2.2014 (II B 106/13, DNotI-
Report 2014, 110) nicht mehr das reine, sondern das mo-
difizierte Grundstücksmodell zugrunde liegt. Erfreulich 
ist ein neuer Abschnitt zu Reservierungsvereinbarungen 
(hierzu auch: Gutachten DNotI-Report 2014, 185). 
Aktualisiert wurde u. a. auch der Abschnitt zu § 17 Abs. 
2a BeurkG, bei dessen Lektüre die am 14.7.2015 ver-
öffentlichte BGH-Entscheidung (III ZR 292, 14, DNotI-
Report 2015, 107) nicht unberücksichtigt bleiben sollte. 
Außerdem wurden die Abschnitte zur Abnahme und zum 
Angebot-Annahme-Modell unter Berücksichtigung der 
jüngsten Rechtsprechung überarbeitet. Auf Grund seines 
unbestreitbares Markenzeichens, eine an den verschie-
denen Mustervertragstypen orientierte Darstellung des 
Bauträgerrechts zu liefern, bildet das Handbuch auch in 
seiner Neuauflage einer überaus sinnvolle Anschaffung, 
um die Handbibliothek zum Bauträgervertrag zu ergänzen.
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